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Bezirksamt Spandau von Berlin   
-Jugendamt- Fachdienst Finanzen 
 

Erklärung zur Einholung von Führungszeugnissen 
gemäß § 72a Abs. 2 und 4 SGB VIII 

 
Anlage zum Antrag 
vom: 

 

Antragsteller: 
(nachfolgend Träger genannt) 

 

 

Projekt:  

 

 

Wir erklären, die nachfolgend genannten Vorgaben zur Einholung von erweiterten 
Führungszeugnissen bei einer Gewährung von Fördermitteln im Haushaltsjahr ____ zu 
beachten und einzuhalten: 
 
1. Allgemeines 

Bei der Einstellung von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und der Beschäftigung von 
neben- und ehrenamtlichen Personen ist bezogen auf die Vorlage von erweiterten 
Führungszeugnissen entsprechend den Regelungen, wie sie für die Jugendämter des 
Landes Berlin empfohlen werden, zu verfahren (siehe Jugend-Rundschreiben Nr. 1/2015). 
Die jeweils geltenden Regelungen des Landes Berlin sind zu beachten. 
 
2. Erweitertes Führungszeugnis für alle (hauptamtlich) Beschäftigten in der Kinder- und 
Jugendhilfe 

In Umsetzung der Verpflichtung nach § 72a Abs. 2 SGB VIII muss der Träger sicherstellen, 
dass er keine Personen beschäftigt, die wegen einer in § 72a Abs. 1 SGB VIII aufgeführten 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden sind, und dies dem Träger bekannt ist. Zu diesem 
Zweck ist der Träger verpflichtet, sich im Sinne des § 72a SGB VIII bei Einstellung und in 
regelmäßigen Abständen von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ein erweitertes 
Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) vorlegen zu lassen. 
 
3. Erweitertes Führungszeugnis für neben- und ehrenamtlich tätige Personen in der 
Kinder- und Jugendhilfe 

Des Weiteren muss sich der Träger in Umsetzung der Regelungen des § 72a Abs. 4 SGB VIII 
ein aktuelles erweitertes Führungszeugnis im Sinne des § 30a BZRG vor einer Aufnahme 
der Tätigkeit von allen neben- und ehrenamtlich tätigen Personen vorlegen lassen, die in 
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche 
beaufsichtigen, betreuen, erziehen oder ausbilden oder einen vergleichbaren Kontakt zu 
Kindern und Jugendlichen haben, wenn dies aufgrund von Art, Intensität und Dauer des 
Kontakts mit Kindern und Jugendlichen erforderlich ist. 
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Kriterium hierfür ist, ob die konkrete Tätigkeit dazu führen kann, dass eine für Kinder und 
Jugendliche gefährdende Situation eintreten kann. Hierfür spricht z.B., dass ein 
regelmäßiger Kontakt zu den Kindern und Jugendlichen besteht oder dass die Tätigkeit 
selbstständig außerhalb einer Aufsicht und Anleitung stattfindet. Eine "ständige" Aufsicht 
(bei der auf ein Führungszeugnis verzichtet werden kann) ist auch von der Art und Weise 
der Tätigkeit abhängig. Soweit die Tätigkeit nur in ständiger, gleichzeitiger Anwesenheit 
größerer Gruppen mit älteren Kindern tagsüber erfolgt, ist eine hinreichende "ständige" 
Aufsicht auch dann gegeben, wenn angestellte Fachkräfte räumlich und zeitlich jederzeitig 
Zugang zur Gruppe haben und regelmäßige Kontrollen durchführen. 
 
4. Verfahren 

Aufgrund der erforderlichen Aktualität sollte das vorgelegte Führungszeugnis nicht älter als 
3 Monate sein. Die Vorlage eines aktuellen Führungszeugnisses ist alle fünf Jahre zu 
wiederholen, soweit nicht aus aktuellem Anlass eine frühzeitigere Vorlage angezeigt ist. Im 
Vorfeld einer Beschäftigung muss die Person zudem eine Erklärung abgegeben, wonach 
gegen sie kein Strafverfahren wegen einer in § 72a Abs. 1 SGB VIII genannten Straftat 
anhängig ist. 
 
5. Datenschutz 

Der Träger hat hinsichtlich der nach § 72a Abs. 4 SGB VIII eingesehenen Daten bei neben- 
und ehrenamtlich tätigen Personen die datenschutzrechtlichen Vorgaben nach  
§ 72a Abs. 5 SGB VIII zu beachten. 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Datum   Rechtsverbindliche Unterschrift(en) der zur rechtsgeschäftlichen 
    Vertretung befugten Person(en) - Bitte Namen in Druckbuchstaben wiederholen - 
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	Datum Unterschrift: 


